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Ihre Mandanteninformationen 
 

 

3. Quartal 2018 

 

Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

 

auch in den letzten Monaten hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. 
Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren 
Mandanteninformationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzu-
sprechen, wir beraten Sie gerne! 

 

Mit steuerlichen Grüßen 
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1. Fahrtenbuch: Warum Sie nachträgliche und unkonkrete Aufzeichnungen 
besser vermeiden sollten 
Ein Fahrtenbuch wird nur anerkannt, wenn es ordnungsgemäß ist. Geringe Mängel 
schaden nicht, allerdings muss es immer zeitnah erstellt werden. Was zeitnah bedeutet, 
ist Ansichtssache, 2 Jahre sind jedenfalls zu viel. 

Hintergrund 

Der Kläger verwendete für das Jahr 2003 ein Fahrtenbuch, das laut Hersteller erst ab April 
2005 im Handel war. Da das Fahrtenbuch nach Ansicht des Finanzamts nachträglich erstellt 
worden war, erkannte es die Aufzeichnungen nicht an, sondern wendete die 1-%-Regelung 
an. Die Argumentation des Klägers, dass ein vorher geführtes Fahrtenbuch wegen Unleser-
lichkeit auf ein neues Fahrtenbuch übertragen wurde, akzeptierte das Finanzamt nicht. 

 

Entscheidung 

Das Finanzgericht folgte der Auffassung des Finanzamts und lehnte den Ansatz eines gerin-
geren geldwerten Vorteils ab bzw. bestätigte den Ansatz der 1-%-Regelung. Für die Richter 
bestanden keine Zweifel, dass das Fahrtenbuch nicht ordnungsgemäß war. 

Neben den bereits vom Finanzamt festgestellten Mängeln fielen dem Finanzgericht weitere 
Fehler auf, die dafür sprechen, dass das Fahrtenbuch nachträglich erstellt wurde. Einerseits 
waren Fahrten eingetragen, in deren Zeitpunkt das Fahrzeug repariert wurde. Andererseits 
stimmten Kilometerstände nicht mit den Reparaturrechnungen überein. Schließlich waren 
auch noch nach dem Verkauf des Fahrzeugs angeblich Fahrten durchgeführt worden. 

Das Fahrtenbuch bot daher zur Überzeugung des Gerichts keine Gewähr für die Richtigkeit 
und Vollständigkeit der vorgenommenen Einträge, um die privaten von den beruflichen Fahr-
ten abzugrenzen. 

 

2. Betrug mit Blockheizkraftwerken: Ist der Verlust abziehbar? 
Ist eine Investition auf die Erzielung gewerblicher Einkünfte gerichtet, sind die Aufwen-
dungen als vorweggenommene Betriebsausgaben abziehbar. Das gilt auch dann, wenn 
sie durch Betrug veranlasst war und der Erwerb nicht existierender Blockheizkraftwerke 
finanziert wurde. 

Hintergrund 
A bestellte in 2010 3 Blockheizkraftwerke und zahlte an die Verkäuferin X bereits vorab den 
Kaufpreis von insgesamt mehr als 150.000 EUR. 2 Blockheizkraftwerke hätten im Namen und 
auf Rechnung des A durch ein mit der Verkäuferin verbundenes Unternehmen betrieben wer-
den sollen (“Verwaltungsvertragsmodell”). Das dritte Blockheizkraftwerk verpachtete A auf 10 
Jahre an X, die dieses selbst betreiben sollte (“Verpachtungsmodell”). Tatsächlich wurden die 
Blockheizkraftwerke weder geliefert noch in Betrieb genommen. Die Verantwortlichen der X-
Gruppe hatten nie beabsichtigt, die Blockheizkraftwerke zu liefern und zu betreiben. Im März 
2011 wurde das Insolvenzverfahren über das Vermögen der X und weiterer Unternehmen der 
X-Gruppe eröffnet. 

A erklärte für 2010 bis 2012 Verluste aus Gewerbebetrieb, die sich u. a. aus Schuldzinsen, 
Absetzung für Abnutzung und gezahlten Vorsteuern zusammensetzten. Das Finanzamt vertrat 
dagegen die Auffassung, dass es sich bei den Investitionen nicht um einen Gewerbebetrieb, 
sondern um Kapitalanlagen handelte. Das Finanzgericht gab der Klage im Wesentlichen statt. 
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 Entscheidung   
Der Bundesfinanzhof stufte das Verwaltungsvertragsmodell ebenfalls als gewerblich ein. 

Bei der Beurteilung der Einkunftsart als gewerblich ist auf die Sicht des Steuerpflichtigen im 
Hinblick auf eine künftige Einkunftserzielung abzustellen. Dementsprechend waren die Auf-
wendungen des A auf die Aufnahme einer gewerblichen Tätigkeit gerichtet. Denn als Eigen-
tümer der Blockheizkraftwerke und aufgrund der Erträge aus der Stromeinspeisung mit dem 
entsprechenden Verlustrisiko trug er ein hohes Unternehmerrisiko. Für die Unternehmerinitia-
tive sprechen seine Auskunfts- und Kontrollrechte gegenüber dem Verwalter sowie sein Recht, 
den Verwaltervertrag bereits nach 2 Jahren zu kündigen. Dabei ist es unerheblich, dass die 
Vertragspartner betrügerisch agierten. Denn A war gutgläubig und handelte nach Vorgabe der 
geschlossenen Verträge. 

Eine Kapitalüberlassung gegen eine erfolgsabhängige Vergütung kann nur dann als partiari-
sches Darlehen beurteilt werden, wenn dem Darlehensgeber ein Anspruch auf Rückzahlung 
des hingegebenen Geldes zusteht und keine Verlustbeteiligung vereinbart ist. Aus der Ge-
samtbetrachtung der Zahlungsströme ergibt sich ein so geringer Betrag, dass es für die Rich-
ter fernliegend erschien, darin die Vereinbarung einer Darlehensrückzahlung zu sehen. 

Bezüglich des Vertragsverwaltungsmodells konnte nicht ausgeschlossen werden, dass dieses 
von Seiten der X-Gruppe zumindest auch darauf gerichtet war, dem A wenigstens in der An-
fangsphase die Möglichkeit zu bieten, Verluste oberhalb der Nichtaufgriffsgrenze von 10 % 
des von ihm eingesetzten Eigenkapitals zu erzielen und diese mit anderen Einkünften zu ver-
rechnen. Da ein entsprechender Feststellungsbescheid fehlt, konnte der Bundesfinanzhof 
nicht abschließend entscheiden. 

 

3. Nachzahlungszinsen: Bundesfinanzhof zweifelt an der Verfassungsmä-
ßigkeit 
6 % Zinsen auf Steuernachzahlungen – das ist unangemessen, urteilte der Bundesfi-
nanzhof. Das gilt zumindest für Verzinsungszeiträume ab 2015. 

Hintergrund 
Aus der Steuerfestsetzung für das Jahr 2009 ergab sich für die Eheleute eine Steuernachzah-
lung von 1.984.800 EUR. In dem entsprechenden Zinsbescheid für den Zeitraum 1.4.2015 bis 
16.11.2017 setzte das Finanzamt Nachzahlungszinsen von 240.831 EUR fest. Die Eheleute 
legten sowohl gegen den Einkommensteuer- als auch gegen den Zinsbescheid Einspruch ein. 
Das Einspruchsverfahren gegen die Zinsfestsetzung ruhte wegen eines beim BVerfG anhän-
gigen Verfahrens. 

Die Eheleute beantragten die Aussetzung der Vollziehung des Zinsbescheids. Dies begründe-
ten sie damit, dass die Höhe der Zinsen von 0,5 % pro Monat, also 6 % pro Jahr, verfas-
sungswidrig ist. Das Finanzamt und das Finanzgericht lehnten dies ab. 

 

 Entscheidung   

Der Bundesfinanzhof gewährte dagegen die Aussetzung der Vollziehung. 

Die Vollziehung eines angefochtenen Bescheids ist insbesondere auszusetzen, wenn sich bei 
summarischer Prüfung gewichtige Gründe ergeben, die zu Unentschiedenheit oder Unsicher-
heit in der Beurteilung entscheidungserheblicher Rechtsfragen führen. Das kann auch bei 
verfassungsrechtlichen Zweifeln an der Gültigkeit einer Norm der Fall sein. 

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs überschreitet der gesetzliche Zinssatz ab 2015 ange-
sichts der eingetretenen strukturellen und nachhaltigen Verfestigung des niedrigen Marktzins-
niveaus den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen Realität. Eine sachliche Rechtferti-
gung für die gesetzliche Zinshöhe besteht nicht. Aufgrund der modernen EDV-Technik und 
Automation in der Steuerverwaltung können Erwägungen wie Praktikabilität und Verwaltungs-
vereinfachung einer Anpassung der seit 1961 unveränderten Zinshöhe an den jeweiligen 
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Marktzinssatz oder an den Basiszinssatz nicht mehr entgegenstehen. 

Die Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Zinsregelung hielt der Bundesfinanzhof für 
schwerwiegend. Die Interessenabwägung fiel daher zugunsten der Eheleute aus. 

 

4. Ohne ausreichende Leistungsbeschreibung kein Vorsteuerabzug 
Wie genau muss eine Leistungsbeschreibung ausfallen? Mit dieser Frage hat sich das 
Hessische Finanzgericht beschäftigt und entschieden, dass jedenfalls bei Lieferungen 
von Modeschmuck, Accessoires und Textilien des Niedrigpreissegments die bloße An-
gabe einer Gattung, z. B. Armbänder, Ketten, Halsketten, Schal o. Ä., nicht ausreicht. 

Hintergrund 
Die Klägerin handelte mit Modeschmuck und Accessoires im Niedrigpreissegment. Die Waren 
wurden jeweils in großen Mengen eingekauft. Der Preis bewegte sich je Artikel im unteren bis 
mittleren einstelligen EUR-Bereich. In den Jahren 2013 und 2014 machte sie den Vorsteuer-
abzug aus 10 Rechnungen mehrerer Lieferanten über die Lieferung von Modeschmuck und 
Accessoires geltend. Die Rechnungen enthielten die folgenden Angaben: Bezeichnung des 
Artikels (z. B. Handschuhe, Schals, Mützen, Gürtel, Ohrringe, Ketten, Armbänder, Ringe), 
Netto-Einzelpreis je Artikel, Anzahl der gelieferten Artikel, Netto-Gesamtpreis, Umsatzsteuer 
und Rechnungsbetrag. 

Das Finanzamt versagte den Vorsteuerabzug. Seiner Auffassung nach enthielten die Rech-
nungen eine unzureichende Leistungsbeschreibung. 

 

Entscheidung   
Das Finanzgericht gab dem Finanzamt recht und wies die Klage ab. Die bloße Angabe einer 
Gattung bzw. Warenklasse war im vorliegenden Fall keine handelsübliche Bezeichnung der 
Leistung. Für die Beurteilung einer ausreichenden Leistungsbeschreibung kam es nicht darauf 
an, ob Leistungen aus dem Niedrigpreissegment bezogen wurden oder ob es sich um Waren 
im mittleren und oberen Preissegment handelte. Dass im Handel mit Waren im Niedrigpreis-
segment grundsätzlich geringere Anforderungen an die Leistungsbeschreibung zu stellen sind 
und insoweit bloße Gattungsbezeichnungen ausreichen, lässt sich nach Ansicht des Finanzge-
richts aus der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs nicht entnehmen. Maßge-
bend waren allein die Umstände des Einzelfalls. 

Die Richter sahen sich jedenfalls hier nicht in der Lage, die abgerechneten Lieferungen auf-
grund der Beschreibung in den Rechnungen eindeutig und mit nur begrenztem Aufwand fest-
zustellen. 
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5. Sachgrundlose Befristung: Bundesverfassungsgericht kippt Praxis des 
Bundesarbeitsgerichts zum Verbot der Vorbeschäftigung 
Arbeitgeber dürfen Mitarbeiter ohne Sachgrund nicht mehrfach befristet beschäftigen. 
Das Bundesverfassungsgericht hält diese Regelung für verfassungsgemäß. Damit er-
teilt es der gängigen Praxis des Bundesarbeitsgerichts eine deutliche Absage. 

Hintergrund 
Der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts lagen eine Verfassungsbeschwerde eines 
Arbeitnehmers sowie ein Vorlagebeschluss eines Arbeitsgerichts auf die Entfristung eines 
Arbeitsvertrags zugrunde. Die Beschäftigten machten gegenüber dem jeweiligen Arbeitgeber 
geltend, dass die zuletzt vereinbarte sachgrundlose Befristung ihres Arbeitsverhältnisses un-
wirksam war. Sie verstieß gegen § 14 Abs. 2 Satz 2 Teilzeitbefristungsgesetz, weil sie bereits 
zuvor bei demselben Arbeitgeber beschäftigt waren. 

Das Arbeitsgericht stellte in dem Vorlageverfahren die Frage, ob diese Regelung mit den 
Grundrechten vereinbar ist, denn damit könnte eine sachgrundlose Befristung auf die erstma-
lige Beschäftigung beim jeweiligen Vertragsarbeitgeber beschränkt sein. 

Im anderen Verfahren wehrte sich der Arbeitnehmer dagegen, erneut befristet beschäftigt zu 
werden. Nachdem die jeweils zuständigen Arbeitsgerichte jedoch der bislang aktuellen Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichts folgten, waren seine Klagen erfolglos. Mit der Verfas-
sungsbeschwerde wandte er sich gegen die ablehnenden Urteile, da die Auslegung der ge-
setzlichen Regelung durch das Bundesarbeitsgericht seine Grundrechte verletzten. 

 

Entscheidung   
Diesen Argumenten folgte das Bundesverfassungsgericht. Der Erste Senat erteilte damit der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts eine Absage. 

Seit 2011 las das Bundesarbeitsgericht in den Gesetzeswortlaut des § 14 Abs. 2 Satz 2 Teil-
zeitbefristungsgesetz eine Art Sperrfrist von 3 Jahren hinein. Eine Vorbeschäftigung des Ar-
beitnehmers bei demselben Arbeitgeber stand also einer sachgrundlosen Befristung nicht 
entgegen, wenn das vorherige Arbeitsverhältnis länger als 3 Jahre zurücklag. 

Für das Bundesverfassungsgericht ist diese Auslegung des Bundesarbeitsgerichts jedoch 
nicht mehr vom Willen des Gesetzgebers gedeckt. Die richterliche Rechtsfortbildung durfte 
diesen klar erkennbaren Willen nicht übergehen und durch ein eigenes Regelungsmodell er-
setzen. Im Fall des Verbots der Vorbeschäftigung hatte sich der Gesetzgeber klar erkennbar 
gegen eine Frist entschieden. 

Die Fachgerichte müssen bei der Auslegung der Gesetze die gesetzgeberische Grundent-
scheidung respektieren. Dazu müssen auch die Gesetzesmaterialien in Betracht gezogen 
werden. Im konkreten Fall bedeutete das: Eine sachgrundlose Befristung zwischen denselben 
Arbeitsvertragsparteien sollte grundsätzlich nur einmal und nur bei der erstmaligen Einstellung 
zulässig sein. Das gesetzliche Regelungskonzept war damit klar erkennbar. Dieses durfte von 
den Arbeitsgerichten und vom Bundesarbeitsgericht nicht übergangen und durch ein eigenes 
Konzept ersetzt werden. 

Prinzipiell ist die Regelung des § 14 Abs. 2 Satz 2 Teilzeitbefristungsgesetz mit der Verfas-
sung vereinbar. Weder die Berufsfreiheit der Beschäftigten noch die berufliche und wirtschaft-
liche Betätigungsfreiheit der Arbeitgeber wird durch die Norm verletzt. 

Das Bundesverfassungsgericht nannte aber auch Ausnahmen vom Verbot der Vorbeschäfti-
gung, wenn etwa eine Vorbeschäftigung sehr lange zurückliegt, ganz anders geartet war oder 
von sehr kurzer Dauer gewesen ist. Konkret könnten das bestimmte geringfügige Nebenbe-
schäftigungen während der Schul- und Studienzeit oder der Familienzeit, die Tätigkeit von 
Werkstudierenden oder die lange zurückliegende Beschäftigung von Menschen, die sich spä-
ter beruflich völlig neu orientieren, sein. 
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Im Ergebnis darf damit der per Verfassungsbeschwerde klagende Arbeitnehmer auf ein unbe-
fristetes Arbeitsverhältnis hoffen. Das abweisende Urteil hat das Bundesverfassungsgericht 
aufgehoben und den Fall zur erneuten Verhandlung an das Landesarbeitsgericht zurückver-
wiesen. 

 

6. Kann an dem 10-Tageszeitraum bei § 11 EStG festgehalten werden? 
Als "kurze Zeit" im Sinne des § 11 EStG gilt normalerweise ein Zeitraum von 10 Tagen. 
Das Finanzgericht München ist jetzt allerdings der Meinung, dass auch 12 Tage noch 
“kurz” sind. Und was sagt der Bundesfinanzhof? 

Hintergrund 
Der Kläger hatte die Umsatzsteuervoranmeldung für den Dezember 2014 durch Banküberwei-
sung vom 4.1.2015 beglichen. Da der 10.1. ein Samstag war und sich die gesetzliche Fällig-
keit der Umsatzsteuervoranmeldung auf den nächstfolgenden Werktag verschob, trat die Fäl-
ligkeit erst am 12.1.2015 ein. Da der gesetzliche Fälligkeitstag somit außerhalb des 10-
Tageszeitraums lag, lehnte das Finanzamt den Abzug des Zahlungsbetrags bei der Einnah-
men-Überschussrechnung 2014 als Betriebsausgabe ab. 

 

Entscheidung   
Das Finanzgericht gab dem Kläger recht und rechnete die Umsatzsteuervorauszahlung für 
Dezember 2014 dem Wirtschaftsjahr 2014 zu. Das Gericht hielt die Auslegung des Rechtsbe-
griffs der “kurzen Zeit” für modifizierungsbedürftig. Auch wenn der 10-Tageszeitraum auf eine 
lange Tradition zurückblicken kann, war dieser willkürlich gewählt. Deshalb müsste der Zeit-
raum auf mindestens 12 Tage erweitert werden. 

 

7. Kleinunternehmerregelung bei Gebrauchtwagenhändlern: Gilt die Han-
delsspanne oder gelten die vereinnahmten Entgelte? 
Ist für die Kleinunternehmerregelung in Fällen der Differenzbesteuerung auf die Han-
delsspanne/Marge oder auf den Umsatz abzustellen? Diese Frage legt der Bundesfi-
nanzhof dem Europäischen Gerichtshof vor. 

Hintergrund 
X erzielte 2009/2010 der Differenzbesteuerung unterliegende Umsätze aus einem Gebraucht-
wagenhandel. Der Gesamtumsatz betrug 27.358 EUR/25.115 EUR, die Handelsspanne lag 
bei 17.328 EUR/17.470 EUR. X wurde bis 2009 umsatzsteuerlich als Kleinunternehmer be-
handelt, weil die Finanzverwaltung für die Umsatzgrenze in Fällen der Differenzbesteuerung 
auf die Handelsspanne abstellte. Ab 2010 änderte sich die Verwaltungspraxis dahin, dass 
nunmehr die vereinnahmten Entgelte (Gesamtumsatz) maßgeblich waren. Dementsprechend 
versagte das Finanzamt für 2010 die Anwendung der Kleinunternehmerregelung. 

Das Finanzgericht verwies auf das Unionsrecht, nach dem es bei der Bemessung der Um-
satzgrenze auf die Handelsspanne ankommt, und gab der Klage statt. 

 

Entscheidung   
Auch der Bundesfinanzhof befürwortet die Berechnung nach der Handelsspanne und stützt 
sich dabei auf Unionsrecht. Denn danach setzt sich der für die Umsatzgrenze maßgebliche 
Umsatz aus dem Betrag der Lieferungen und Leistungen zusammen, “soweit” diese besteuert 
werden. Die Regelung stellt damit auf den Umfang der Besteuerung ab. Dieser ist bei der Dif-
ferenzbesteuerung auf die Differenz, also die Handelsspanne beschränkt. Diese Auffassung 
würde jedoch der seit 2010 geänderten Verwaltungsregelung widersprechen, nach der das 
vereinbarte Entgelt und nicht der Differenzbetrag maßgeblich ist. 
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 Andererseits könnte die Formulierung “soweit diese besteuert werden” auch so verstanden 
werden, dass nur steuerfreie Umsätze aus dem maßgeblichen Umsatz ausgeschlossen wer-
den müssen und die übrigen Umsätze in Höhe ihrer Entgelte einzubeziehen sind. 

Da der Bundesfinanzhof die Frage für zweifelhaft hält, setzte er das Revisionsverfahren aus 
und legte die Entscheidung dem Europäischen Gerichtshof vor. 

 

8. Nachzahlungszinsen: Vorläufiger Rechtsschutz 
Der Bundesfinanzhof äußerte kürzlich in einem Urteil schwerwiegende verfassungs-
rechtliche Zweifel an der Höhe von Nachzahlungszinsen. Das gilt zumindest für Verzin-
sungszeiträume ab dem 1.4.2015. Die Finanzverwaltung gewährt nun aufgrund dessen 
vorläufigen Rechtsschutz. 

Hintergrund 
Der Zinssatz beträgt 0,5 % für jeden vollen Kalendermonat des Zinslaufs, mithin 6 % per anno. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs in seiner neuesten Entscheidung begegnet diese 
Zinshöhe durch ihre realitätsfremde Bemessung im Hinblick auf den allgemeinen Gleichheits-
grundsatz und das Übermaßverbot für Verzinsungszeiträume ab dem 1.4.2015 schwerwie-
genden verfassungsrechtlichen Bedenken. Der gesetzlich festgelegte Zinssatz überschreitet 
angesichts der zu dieser Zeit bereits eingetretenen strukturellen und nachhaltigen Verfesti-
gung des niedrigen Marktzinsniveaus den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen Reali-
tät in erheblichem Maße. 

Zur Frage, ob der gesetzliche Zinssatz für Verzinsungszeiträume nach dem 31.12.2009 bzw. 
31.12.2011 verfassungsgemäß ist, liegen dem Bundesverfassungsgericht jedoch seit längerer 
Zeit die Verfassungsbeschwerden 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17 gegen verwaltungsge-
richtliche Entscheidungen wegen der Höhe des Zinssatzes von Nachforderungszinsen zur 
Gewerbesteuer vor. 

 

Entscheidung   
Obwohl der Bundesfinanzhof die Verfassungsmäßigkeit der Verzinsung für in das Jahr 2013 
fallende Verzinsungszeiträume bestätigte, haben die obersten Finanzbehörden des Bundes 
und der Länder beschlossen, den Beschluss des Bundesfinanzhofs über den entschiedenen 
Einzelfall hinaus in allen Fällen, in denen eine vollziehbare Zinsfestsetzung vorliegt, in der der 
gesetzliche Zinssatz zugrunde gelegt wird, für Verzinsungszeiträume ab dem 1.4.2015 anzu-
wenden und insoweit auf Antrag des Zinsschuldners im Einspruchsverfahren Aussetzung der 
Vollziehung zu gewähren. 

Für die Zeit bis zu einer abschließenden Klärung dieser Rechtsfrage durch das Bundesverfas-
sungsgericht werden die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder darüber hin-
aus mit geeigneten Maßnahmen Vorsorge treffen, dass die ausstehende Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts in möglichst allen betroffenen Fällen zur Wirkung gebracht werden 
kann. Gegen Zinsfestsetzungen, die insoweit nicht vorläufig ergangen sind, bedarf es im Ein-
zelfall allerdings der Einlegung eines Einspruchs, und zwar unabhängig davon, ob die Ausset-
zung der Vollziehung der Zinsfestsetzung beantragt wird. 
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9. Gemischt genutztes Arbeitszimmer: Einsprüche per Allgemeinverfügung 
zurückgewiesen 
Nachdem der Bundesfinanzhof klargestellt hatte, dass ein Kostenabzug für ein ge-
mischt genutztes Arbeitszimmer nicht infrage kam, wurde die Finanzverwaltung jetzt 
tätig: Alle anhängigen Einsprüche werden per Allgemeinverfügung zurückgewiesen. 

Hintergrund 
Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat eindeutig entschieden, dass die Kosten für ein 
häusliches Arbeitszimmer steuerlich nicht abziehbar sind, wenn der Raum privat und beruf-
lich/betrieblich genutzt wird. Noch nicht einmal ein anteiliger Kostenabzug kommt infrage. 

Vielmehr dürfen die Kosten eines häuslichen Arbeitszimmers nur dann steuerlich abgezogen 
werden, wenn der Raum ausschließlich oder nahezu ausschließlich für betriebliche und beruf-
liche Zwecke genutzt wird. Ein anteiliger Kostenabzug ist auch für Arbeitsecken im Wohnzim-
mer oder beruflich genutzte Durchgangszimmer ausgeschlossen. 

Nachdem die höchstrichterliche Rechtsprechung dieser Leitentscheidung in der Folgezeit in 
zahlreichen Entscheidungen gefolgt war und das Bundesverfassungsgericht eine Verfas-
sungsbeschwerde nicht zur Entscheidung angenommen hat, reagierten nun die obersten Fi-
nanzbehörden der Länder. 

 

Verfügung   
Mit einer Allgemeinverfügung haben die Finanzbehörden alle an diesem Tag anhängigen und 
zulässigen Einsprüche gegen Einkommensteuerbescheide und Feststellungen zurückgewie-
sen. Dies betrifft die Fälle, in denen die Einspruchsführer geltend gemacht haben, dass die 
Kostenaberkennung für privat mitgenutzte Arbeitszimmer einfachgesetzlich fraglich ist oder 
gegen das Grundgesetz verstößt. 

Allgemein zurückgewiesen wurden mit der Allgemeinverfügung ferner entsprechende Anträge 
auf Aufhebung oder Änderung von Einkommensteuerbescheiden und Feststellungen, die au-
ßerhalb eines Einspruchs- oder Klageverfahrens gestellt worden sind. 

 

10. Vorsteuer: Leistungszeitpunkt kann sich aus dem Ausstellungsdatum 
der Rechnung ergeben 
Die Angabe des Leistungszeitpunkts in einer Rechnung ist eine Voraussetzung für den 
Vorsteuerabzug. Dieser kann sich aus dem Ausstellungsdatum der Rechnung ergeben, 
wenn davon ausgegangen werden kann, dass die Leistung im Monat der Rechnungs-
ausstellung bewirkt wurde. 

Hintergrund 
Die X-GmbH nahm den Vorsteuerabzug aus Rechnungen der A-GmbH in Anspruch, u. a. für 
Pkw-Lieferungen. Bei einem Teil der Rechnungen über weitere Dienstleistungen war der Leis-
tungsgegenstand nicht konkret bezeichnet. Da die Steuernummer des Leistenden nicht ange-
geben war, versagte das Finanzamt den Vorsteuerabzug aus sämtlichen Rechnungen. A er-
gänzte zwar daraufhin die Rechnungen um die Steuernummer, jedoch ging das Finanzamt 
davon aus, dass A der Vorsteuerabzug erst für das Jahr der Berichtigung zustand. 

Das Finanzgericht gab der Klage statt und entschied, dass die Ergänzung der Rechnungen 
zurückwirkte. 

 



– 9 – 

 

 Entscheidung   
Der Bundesfinanzhof entschied zum einen, dass für die erbrachten Dienstleistungen es in den 
Rechnungen an Angaben tatsächlicher Art fehlt. So war die Identifizierung der abgerechneten 
Leistung nicht möglich, Umfang und Art der Dienstleistungen waren nicht hinreichend präzi-
siert. Dafür genügen allgemeine Leistungsbeschreibungen nicht. Da X dazu keine ergänzen-
den Unterlagen einreichte und sie daher den Mangel der ordnungsgemäßen Leistungsbe-
schreibung nicht behob, steht ihr insoweit der Vorsteuerabzug nicht zu. 

Zum anderen urteilte der Bundesfinanzhof, dass bezüglich der Pkw-Lieferungen X die Rech-
nungen um die fehlende Angabe der Steuernummer ergänzen konnte. Diesbezüglich war der 
Vorsteuerabzug zu bejahen. Die Berichtigung wirkte auf den Zeitpunkt der erstmaligen Rech-
nungserteilung zurück. Denn die Rechnung enthielt Angaben zum Rechnungsaussteller, zum 
Leistungsempfänger, zur Leistungsbeschreibung, zum Entgelt und zur gesondert ausgewiese-
nen Umsatzsteuer. 

Weitergehende Rechnungsmängel sah der Bundesfinanzhof für die Pkw-Lieferungen nicht. 
Für die Angabe des Lieferzeitpunkts genügt die Angabe des Kalendermonats, in dem die Leis-
tung ausgeführt wird. In der Angabe des Ausstellungsdatums kann zugleich die erforderliche 
Angabe des Lieferzeitpunkts liegen, wenn nach den Verhältnissen des Einzelfalls davon aus-
zugehen ist, dass die Leistung in dem Monat bewirkt wurde, in dem die Rechnung ausgestellt 
wurde. Entscheidend ist, ob die Rechnung anhand der Gesamtumstände, insbesondere auch 
anhand der vom Steuerpflichtigen beigebrachten zusätzlichen Informationen in diesem Sinne 
ausgelegt werden kann. Das war hier der Fall. Denn unter Berücksichtigung der ergänzenden 
Angaben der X wurde mit den Rechnungen über jeweils einmalige Liefervorgänge über Pkw 
abgerechnet, die branchenüblich mit oder im unmittelbaren Zusammenhang mit der Rech-
nungserstellung ausgeführt wurden. Damit folgte aus dem Ausstellungsdatum, dass die jewei-
lige Lieferung im Kalendermonat der Rechnungserteilung ausgeführt wurde, sodass die Anga-
be des Ausstellungsdatums als Angabe des Zeitpunkts der Lieferung anzusehen war. 

 

11. Unterhaltsaufwendungen: Wann der Abzug als außergewöhnliche Be-
lastungen gekürzt werden kann 
Unterhaltsleistungen zählen nur für den Veranlagungszeitraum, in dem sie gezahlt wer-
den. Im Dezember geleisteter Unterhalt kann deshalb nicht im folgenden Jahr steuerlich 
geltend gemacht werden. Der Bundesfinanzhof bestätigt insoweit seine bisherige stän-
dige Rechtsprechung. 

Hintergrund 
Die Eheleute zahlten am 2.12.2010 einen Betrag von 3.000 EUR an den in Brasilien lebenden 
Vater der Ehefrau als Unterhalt. Im Mai 2011 überwiesen sie erneut 3.000 EUR. Den im De-
zember 2010 gezahlten Betrag erkannte das Finanzamt lediglich mit 161 EUR an. Das war der 
anteilig auf den Monat Dezember entfallende Betrag. Dagegen wehrten sich die Eheleute. Sie 
machten geltend, dass der im Dezember 2010 gezahlte Betrag sich wirtschaftlich auf den Zeit-
raum bis zur nächsten Zahlung im Mai 2011 bezog, also auf die Monate Dezember 2010 bis 
April 2011. Deshalb verlangten sie, dass die Zahlungen auch über den Jahreswechsel hinaus 
als außergewöhnliche Belastung anerkannt werden. 

 

Entscheidung   
Der Bundesfinanzhof hielt mit seiner Entscheidung an seiner ständigen Rechtsprechung fest 
und urteilte, dass eine Rückbeziehung einer Unterhaltszahlung auf einen Monat vor der Zah-
lung grundsätzlich ausgeschlossen war. Denn absetzbar sind nur die typischen Unterhaltsauf-
wendungen, die die “laufenden” Bedürfnisse befriedigen. Eine Ausnahme kann es nur bei ei-
ner erstmaligen Unterhaltszahlung geben, wenn sie der Abtragung von Schulden dient, die 
durch die Bestreitung der laufenden Bedürfnisse entstanden sind. 
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 Das Gesetz gestattet nach Ansicht der Richter auch nicht den Abzug von Unterhaltsaufwen-
dungen, soweit sie für die Zeit nach Ablauf des Veranlagungszeitraums geleistet werden. Un-
terhaltsleistungen sollen nämlich nur insoweit berücksichtigt werden, als sie zur Abdeckung 
des sächlichen Existenzminimums erforderlich sind. Ein darüber hinausgehender Abzug soll 
nicht eröffnet werden. Ein solcher Abzug würde sich aber ergeben, wenn ein nach Ablauf des 
Veranlagungszeitraums erst entstehender Unterhaltsbedarf schon im Veranlagungszeitraum 
vor seiner Entstehung berücksichtigt werden würde. Ein künftiger Unterhaltsbedarf im Folge-
jahr kann also nicht zum steuerlichen Existenzminimum im Zahlungsjahr gehören. Der Grund-
satz der Abschnittsbesteuerung ist im Gesetzeswortlaut hinreichend fundiert. 

 

12. Vergessene Kürzung des Investitionsabzugsbetrags: Bilanzänderung nur 
unter strengen Voraussetzungen möglich 
Bei Inanspruchnahme des Investitionsabzugsbetrags hat der Steuerpflichtige ein Wahl-
recht, die Anschaffungskosten um den Investitionsabzugsbetrag zu kürzen. Wurde dies 
vergessen, kann die eingereichte Bilanz nur nach den strengen Regeln für Bilanzände-
rungen korrigiert werden. 

Hintergrund 
Eine GmbH hatte in ihrer Körperschaftsteuererklärung für 2011 außerhalb ihrer Bilanz einen 
Investitionsabzugsbetrag in Höhe von 200.000 EUR gebildet. Nach Anschaffung im folgenden 
Jahr rechnete sie den Investitionsabzugsbetrag außerhalb der Bilanz ihrem Gewinn hinzu. Die 
Anschaffungskosten der Anlagen wurden jedoch in der Steuerbilanz nicht um den Investitions-
abzugsbetrag gemindert. Erst später reichte sie eine geänderte Bilanz ein und beantragte eine 
Minderung des Gewinns um den Investitionsabzugsbetrag. 

Das Finanzamt hielt die Änderung der Bilanz nicht für zulässig. Lediglich die Korrektur fehler-
hafter Bilanzansätze ist zulässig, nicht aber ein abweichendes Ausüben gegebener Bilanzie-
rungswahlrechte. Ein solches bestand hier hinsichtlich der Kürzung der Anschaffungskosten 
um den Investitionsabzugsbetrag. 

 

Entscheidung   
Das Finanzgericht wies die Klage ab und schloss sich der Auffassung des Finanzamts an. 
Zwar wird das Wahlrecht für das Bilden eines Investitionsabzugsbetrags außerhalb der Bilanz 
ausgeübt. Jedoch erfolgt die wahlweise Kürzung der Anschaffungskosten innerhalb der Bilanz. 
Verzichtet ein Steuerpflichtiger darauf, kann er in den folgenden Jahren entsprechend höhere 
laufende Abschreibungen in Anspruch nehmen. 

Weil eine Bilanz ohne Anrechnung des Investitionsabzugsbetrags nicht fehlerhaft ist, schließt 
das Gesetz eine Änderung aus, nachdem die Bilanz beim Finanzamt eingegangen ist. 

Auch lag keine offenbare Unrichtigkeit vor, die eine Korrektur der Steuerfestsetzung rechtferti-
gen würde. Deshalb konnte im vorliegenden Fall die Bilanz nicht mehr geändert werden. 

 

13. Riester-Rente: Bei Kapitalübertragung auf den Ehepartner keine Rück-
zahlung der Altersvorsorgezulagen 
Stirbt der Steuerpflichtige und wird das Guthaben seines Altersvorsorgevertrags auf 
einen Altersvorsorgevertrag des Ehegatten übertragen, dürfen die Zulagen nicht zu-
rückgefordert werden. 

Hintergrund 
Die Ehegatten hatten beide einen Altersvorsorgevertrag im Rahmen der sog. Riester-Rente 
abgeschlossen. Nach dem Tod des Ehemanns wurde das Guthaben auf den Vertrag der Ehe-
frau übertragen. Das Finanzamt wurde darüber nicht informiert. Nachdem die Ehefrau einige 
Jahre später schädlich über ihren Vertrag verfügt hatte, forderte das Finanzamt von ihr nicht 
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nur die eigenen Zulagen, sondern auch die auf den Vertag des verstorbenen Ehemanns ge-
zahlten Zulagen zurück. 

 

Entscheidung   
Das Finanzgericht entschied, dass bei einer schädlichen Verfügung über den Altersvorsorge-
vertrag der überlebende Ehegatte auch die seinem verstorbenen Ehegatten gewährten Zula-
gen zurückzahlen muss. Die Rückforderung durch das Finanzamt war also in vollem Umfang 
rechtmäßig. 

Zwar lag in der früheren Übertragung des Vertragsguthabens des Ehemanns auf die Klägerin 
keine schädliche Verfügung. Denn das Gesetz erklärt diese Übertragung für unschädlich, ohne 
dass weitere Anforderungen hinsichtlich der Erbenstellung des Ehegatten zu prüfen wären. Ob 
den anderen Erben des Verstorbenen eine Beteiligung an dem Vertragsguthaben zustand, war 
insoweit ohne Bedeutung. 

Jedoch berechtigte die spätere, schädliche Verfügung durch den überlebenden Ehegatten das 
Finanzamt zur Rückforderung sämtlicher in dem Guthaben enthaltenen Zulagen. Der Rückfor-
derungsanspruch hinsichtlich der dem Verstorbenen gewährten Zulagen war nicht verjährt, 
weil er ebenfalls erst mit der schädlichen Verfügung des Ehegatten entstanden war. 

 

14. Untervermietung: Wer haftet für den Energieverbrauch? 
Wird eine Wohnung komplett untervermietet, ist in der Regel nur der Untermieter Ver-
tragspartner des Energieversorgers. Nur er schuldet diesem deshalb die Kosten für die 
Gaslieferung. Unerheblich ist dabei, ob der Mieter zur Untervermietung überhaupt be-
rechtigt war. 

Hintergrund 
Ein Mieter hatte seine Wohnung vollständig untervermietet. Der Untermietvertrag war nur 
mündlich geschlossen worden. Eine Genehmigung des Vermieters zur Untervermietung lag 
nicht vor. Ein Energieversorger verlangte vom Mieter die Vergütung von Gaslieferungen für die 
Gasetagenheizung. Der Mieter war jedoch der Ansicht, dass allein der Untermieter für die 
Kosten der Gaslieferung in Anspruch genommen werden kann. 

 

Entscheidung   
Die Klage des Energieversorgers gegen den Mieter hatte keinen Erfolg. Der Bundesgerichts-
hof entschied, dass alleiniger Vertragspartner des Energieversorgers der Untermieter war. Nur 
dieser musste für die Gaskosten aufkommen. 

Denn Inhaber der tatsächlichen Verfügungsgewalt über den Versorgungsanschluss war der 
Untermieter, da sich der Untermietvertrag auf die gesamte Wohnung bezog. Mit Erhalt der 
Wohnungsschlüssel erhielt der Untermieter die alleinige Sachherrschaft über die Wohnung, 
während der Mieter diese gleichzeitig verlor. 

Keine Rolle spielte für das Gericht, ob der Hauptmieter gegenüber dem Vermieter zur Unter-
vermietung überhaupt berechtigt war. Zwar verletzte der Mieter seine Pflichten gegenüber 
dem Vermieter, als er die Wohnung unerlaubt untervermietete. Das änderte jedoch nichts da-
ran, dass der Untermieter nach der Verkehrsanschauung die tatsächliche Verfügungsgewalt 
über den Versorgungsanschluss am Übergabepunkt ausübte. 

 

 


